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ZEITGESPRÄCH

Arbeitslosigkeit -  
Versagen der Wirtschaftswissenschaft?
Dieser Tage erreichte die Zahl der Arbeitslosen die 2,5-IWill.-Marke. Wer ist schuld an dieser Ent- 
wicltiung? Hat die Wirtschaftswissenschaft versagt? Oder wurden ihre Therapievorschiäge von den Politi- 
l(ern nicht aufgegriffen?

Ekkehart Schlicht

Die Therapie liegt im argen

Die in der Fragestellung enthal­
tene Insinuation ist vielschich­

tig. Gegenüber welchen Zielvorga­
ben soll die Wirtschaftswissen­
schaft versagt haben? Hat sie ihre 
Versprechungen nicht eingelöst? 
Vielleicht ist gemeint; Die Bewälti­
gung der Schwierigkeiten, vor de­
nen wir heute stehen und die wohl 
auch nach einiger Zeit wieder auf­
tauchen werden, erfordert neue Ide­
en. Die Wirtschaftswissenschaft hat 
diese nicht geliefert, sondern sich 
mit der Ausarbeitung traditioneller 
Doktrinen befaßt, die an den eigent­
lichen Problemen Vorbeigehen.

Ich glaube nicht, daß dieser Vor­
wurf im Kern zutrifft, wenn er mög- 
lichenveise auch für die angewand­
te Forschung eine gewisse Berech­
tigung haben mag. Allerdings muß 
man bedenken, daß die Muße, wie 
sie für das Durchdenken von 
Grundsätzlichem erforderlich ist, an 
den Hochschulen aus verschiede­
nen Gründen kaum noch vorhan­
den ist, so daß nicht verwundert, 
wenn die Forschung als Anhängsel 
einer im doppelten Sinne berufs­
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fremden Berufsausbildung in ihren 
Grundlagen verkümmert. Wie dem 
auch sei -  die Theorie hat einiges 
zur Diagnose der gegenwärtigen 
Schwierigkeiten beigetragen, aber 
die empirische Aufarbeitung und 
Therapie liegen im argen. Ich möch­
te dies wie folgt illustrieren:

Diagnose

Es gibt viele theoretische Erklä­
rungen der gegenwärtigen Arbeits­
losigkeit. Hier ein Versuch, das Ge­
samtbild, stark stilisiert und ver­
kürzt, zu skizzieren.

Die gegenwärtige Arbeitslosig­
keit ist eine Konsequenz der restrik­
tiven Politik der Vergangenheit. Die­
se Erklärung greift aber zu kurz, 
denn ohne diese restriktive Politik 
hätte sich die Inflation beschleunigt 
und -  möglichenweise nach einer 
Phase von Preis- und Lohnkontrol­
len -  eine Restriktion erzwungen. 
Umgekehrt besteht die Befürch­
tung, daß bei expansiven Maßnah-

'  Ich vermeide den Terminus „natürliche Ar­
beitslosigkeit“ , da er oft in anderem Sinne ge­
braucht wird.

men die Inflation wiederum be­
schleunigt werden könnte.

I^ithin stellt sich das Arbeitslosig­
keitsproblem als ein Problem der In­
flation dar und die Frage ist; Bei wel­
cher Höhe der Arbeitslosigkeit läßt 
sich die Inflation konstant halten 
und akzeleriert noch nicht? Wel­
ches sind die Bestimmungsgründe 
dieser „inflationsneutralen“ Arbeits­
losigkeit, und warum ist sie so 
hoch’ ?

In etwas unüblichem Reigen sei­
en zur Illustration einige wichtige Ar­
gumente genannt;

□  MM -  das monetaristisch-marxi- 
stische Argument; Bei Vollbeschäf­
tigung gelingt es den Arbeitneh­
mern, zu hohe Lohnabschlüsse 
durchzusetzen. Dies führt zu Infla­
tion oder zum Ausbleiben von Inve­
stitionen. Eine Arbeitslosigkeit -  ei­
ne industrielle Reservearmee -  bil­
det sich und ist erforderlich, um die 
Verhandlungsmacht der Arbeitneh­
mer auf ein inflationsneutrales Maß 
zu reduzieren. Je höher der Einfluß 
der Gewerkschaften, um so höher
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wird die inflationsneutrale Arbeitslo­
sigkeit sein.

□  KS -  das Argument von Keynes 
und den „Supply-Siders“ : Wenn nur 
Arbeitsplätze für einen Bruchteil der 
Erwerbsbevölkerung vorhanden 
sind und bereits bei hoher Arbeitslo­
sigkeit eine Vollauslastung der Ka­
pazität eintritt, werden expansive 
Maßnahmen bei dieser hohen Ar­
beitslosigkeit nur inflationär wir­
ken^. Unzureichende Investitionen 
in der Vergangenheit -  möglicher­
weise kombiniert mit einer zu kapi­
talintensiven Verfahrenswahl -  füh­
ren hierzu einer zu hohen inflations­
neutralen Arbeitslosigkeit. Insbe­
sondere führt eine restriktive Politik, 
die ja hauptsächlich die Investitio­
nen reduziert, zu einer Erhöhung 
der inflationsneutralen Arbeitslosig­
keit. Aber auch eine expansive 
Staatstätigkeit, die direkt oder indi­
rekt zu Lasten der Investitionen 
geht, hat ein solches Ergebnis. Es 
bleibt in dieser Sicht etwas proble­
matisch, wie eine Stärkung des An­
gebots ohne Inflationierung möglich 
sein sollte. Insofern beleuchtet sie 
unser Dilemma.

□  EL-das Effizienzlohnargument: 
Wenn die Entlohnung als Lei­
stungsanreiz wirkt, wird der Lohn zu 
einer Politikvariablen der Unterneh­
mungen und kann den Markt typi­
scherweise nicht mehr räumen. 
Man betrachte ein Beispiel: Wenn 
eine Unternehmung 10% mehr 
Lohn zahlt als die Konkurrenten und 
dadurch eine Produktivitätssteige­
rung um mehr als 10%  erreicht, 
wird sie einen entsprechend über­
durchschnittlichen Lohn bieten.

Wenn alle Unternehmungen dies 
tun, wird der Lohn in einem geräum­
ten Markt steigen, und es wird Ar­
beitslosigkeit entstehen. Diese Ar­
beitslosigkeit führt dazu, daß die be­
stehenden Arbeitsplätze an Attrakti­
vität gewinnen: Eine hohe Arbeitslo­
sigkeit erhöht die Attraktivität eines 
Arbeitsplatzes ebenso wie ein ho­
her Lohn und wirkt entsprechend 
als Leistungsanreiz. Damit wird es 
bei hoher Arbeitslosigkeit nicht 
mehr notwendig für die einzelnen 
Unternehmungen, eine überdurch­
schnittliche Entlohnung zu bieten. 
Die inflationsneutrale Arbeitslosig­
keit sichert hinreichende Leistungs­
anreize.

Plausible Erklärung

Im einzelnen kann die Produktivi­
tätssteigerung bei höherer Entloh­
nung auf mannigfaltige Weise zu­
stande kommen: durch Reduktion 
der Fluktuationskosten^, durch die 
Möglichkeit, besser qualifizierte Ar-

 ̂ Daß Keynes diese Position vertritt, wird 
durch das Abweichen seiner von unserer Ter­
minologie verdunkelt: Er deto/ert Vollbeschäf­
tigung als die Beschäftigung, die durch Nach- 
fragesteigemng nicht erhöht werden kann. 
Vgl.J.M. K e y n e s :  The General Theory of 
Employment, Interest, and Money, London 
1936, S. 27,15. Vollbeschäftigung bei Keynes 
kann also 50 % Arbeitslosigkeit bedeuten, 
und eine Erhöhung dieser Vollbeschäftigung 
(unser Problem) erfordert eine Rechtsver­
schiebung der Aggregate Supply Function.

Die Autoren
unseres
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an der Technischen Hoch­
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Prof. Dr. Karl-Heinz Schmidt, 
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se steigender Arbeitslosig­
keit“ .

beitskräfte zu bekommen“ , und an­
deres mehr®. Insgesamt kann man 
sagen, daß die inflationsneutrale 
Arbeitslosigkeit zunehmen wird, je 
weniger (oder kostspieliger) die Tä­
tigkeiten kontrollierbar sind, je mehr 
firmenspezifisches Wissen erfor­
derlich ist, je verantwortungsvoller, 
„idiosynkratischer", die einzelnen 
Tätigkeiten werden. (Zu beachten 
ist, daß eine Arbeitslosigkeit bei 
Führungspositionen sich nicht darin 
äußert, daß die Anwärter arbeitslos 
sind -  sie warten vielmehr auf unter­
geordneten Positionen, und die Ar­
beitslosigkeit wird erst an anderer 
Stelle sichtbar.)

Schon diese drei Argumente er­
geben m. E. zusammengenommen 
eine durchaus plausible Erklärung 
für die gegenwärtigen Schwierigkei­
ten, auch wenn die Gewichtungen 
bei den einzelnen Theoretikern un­
terschiedlich sein werden. Dies ist 
wohl auf die Schwierigkeiten der 
empirischen Abwägung dieser Ef­
fekte zurückzuführen. Zudem sind 
eine Reihe von nicht weniger wichti­
gen weiteren Argumenten in die­
sem Zusammenhang vorgebracht 
worden (aus der Konjunkturtheorie, 
der Preistheorie, der Lohntheorie 
und der Verteilungstheorie bei­
spielsweise), die zu einer Klärung 
der prinzipiellen Probleme beitra­
gen, auf die hier aber aus Platzgrün-

 ̂ Vg l.s. C. S a l o p :  A Model of the Natural 
Rate of Unemployment, in: American Econo­
mic Review, 69 (1), 8. 117-125; E.
S c h l i c h t :  Labour Turnover, Wage Struc­
ture, and Natural Unemployment, in: Zeit­
schrift für die gesamte Staatswissenschaft, 
134(1), S. 337-346.

■* Vgl. A. W e i s s :  Job Queues and Layoffs 
in Lat)or Markets with Flexible Wages, in: 
Journal of Political Economy, 88 (3), S. 526- 
538.

 ̂ Vgl. S. S t o f t :  Cheat-Threat Theory, Dis­
cussion Paper No. 82 (1982), Dept, of Econo­
mics, Boston University; C. S h a p i r o ,  J. 
E. 8 t i g I i t z : Equilibrium Unemployment 
as a Worker Discipline Device. Discussion Pa­
pers in Economics No. 28 (1982), Woodrow 
Wilson School, Princeton University; E. 
S c h l i c h t :  A Condition for Unemploy­
ment, Arbeitspapier Nr. 23 (1982), Institut für 
Volkswirtschaftslehre, Technische Hochschu­
le Darmstadt.
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den nicht eingegangen werden 
l<ann.

An den angeführten Beispielen 
sollte jedoch klar geworden sein, 
daß es sich beim Problem der infla­
tionsneutralen Arbeitslosigkeit um 
ein ordnungspolitisches Problem 
handelt, das man nicht durch ab­
laufpolitische Maßnahmen in den 
Griff bekommen kann. Auf die Bei­
spiele hätte sogar verzichtet wer­
den können, denn das Problem der 
inflationsneutralen Arbeitslosigkeit 
ist ex definitione ein ordnungspoliti­
sches Problem. Aus diesem Grun­
de ist es so ermüdend, Kontrover­
sen über sogenannte „keynesiani- 
sche“ versus „monetaristische“ Ab­
laufpolitik zu verfolgen; Sie gehen 
an der Sache vorbei. Was zudem 
beunruhigt ist, daß die ablaufpoliti­
schen Optionen, so berechtigt sie 
aus der einen oder anderen Per­
spektive auch sein mögen, die infla­
tionsneutrale Arbeitslosigkeit meist 
eher zu erhöhen geeignet sind.

Was sind nun die Vorschläge 
„der“ Wirtschaftswissenschaft zu 
diesem Problem -  zu diesem ord­
nungspolitischen Problem? Der vor 
Jahren geäußerte Vorschlag des 
Sachverständigenrates zur Ge­
winnbeteiligung wäre z. B. geeig­
net, weiter diskutiert zu werden. 
Wenn die Gewinnbeteiligung auf 
betrieblicher Ebene erfolgte, könnte 
eine solche Maßnahme möglicher­
weise gemäß allen drei oben ge­
nannten Argumentationen die infla­
tionsneutrale Arbeitslosigkeit redu­
zieren. Dies ist sicher nicht ausdis­
kutiert, aber es besteht offensicht­
lich von seiten der Politiker auch 
keine große Nachfrage nach ord­
nungspolitischen Überlegungen. 
Diese gelten ja wohl eher als Be­
standteile des politischen Glau­
bensbekenntnisses. Gleiches gilt 
für andere ordnungspolitische Vor­
schläge. Es ist natürlich auch po­
litisch verständlich, daß sich aus der 
Zeitperspektive der Politiker heraus

derartige Überlegungen nicht ren­
tieren.

Aus dieser Perspektive erklärt 
sich m. E. auch die Zentrierung der 
empirischen Forschung auf ablauf­
politische Fragestellungen und die 
geringe Beachtung ordnungspoliti­
scher Probleme auf empirischer 
Ebene; Für die empirische For­
schung müssen Mittel bewilligt wer­
den. Die Politiker fragen nach ab­
laufpolitischem Rat und erhalten 
diesen; Sie können ihn sich sogar 
aussuchen. Aber ist dies ein Versa­
gen der Wirtschaftswissenschaft? 
Doch wohl eher der Politologie!

Zu hoffen ist, daß die Wirtschafts­
wissenschaft Lösungsmöglichkei­
ten für die großen Probleme entwik- 
kelt, und zwar unbeeindruckt von 
der aktuellen politischen Nachfrage 
und nur in der Hoffnung, langfristige 
ordnungspolitische Anpassungen 
an neue Gegebenheiten reflektie­
rend und helfend begleiten zu kön­
nen.

Karl-Heinz Schmidt

Versagen der Institutionen

Angesichts der stark erhöhten Ar­
beitslosenzahl wird das Pro­

blem der Arbeitslosigkeit als zentra­
le Herausforderung der Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung angese­
hen. Drei Aspekte werden dabei un­
terschieden; der ökonomische, der 
gesellschaftliche und der soziale.

Ökonomisch bedeutet Arbeitslo­
sigkeit Verzicht auf Wohlstandser­
höhungen, denn das vorhandene 
Produktionspotential wird nicht aus­
geschöpft. Gesellschaftlich und so­
zial ist der Verteilungsaspekt we­
sentlich; es ist weniger zu verteilen 
als bei Vollbeschäftigung, und die 
Stabilität der sozialen Sicherung

und der gesellschaftlichen Ordnung 
kann in Gefahr geraten. Zu dieser 
Einschätzung trägt vor allem bei, 
daß die Zahl der Arbeitslosen in der 
Bundesrepublik von Ende 1980 bis 
Ende 1982 auf das Doppelte gestie­
gen ist und die 2-Millionen-Grenze 
überschritten hat. Hinzu kommt, 
daß die Zahl der Kurzarbeiter und 
der Teilnehmer an beruflichen För­
derungsmaßnahmen stark zuge­
nommen hat, während die Zahl der 
offenen Stellen erheblich gesunken 
ist. Zugleich verlängerte sich die 
Dauer der Arbeitslosigkeit, und es 
zeichnete sich eine verstärkte Be­
troffenheit der sogenannten „Pro­

blemgruppen“ des Arbeitsmarktes 
ab. Besonders stark sind ungelern­
te und angelernte Arbeitskräfte an 
den Arbeitslosen beteiligt. Die „so­
ziale Marktwirtschaft“ erweist sich 
demzufolge als instabil und unso­
zial.

Kein Wunder also, daß nicht sel­
ten Politiker, Bürokraten und Ver­
bandsrepräsentanten die These 
vom Versagen der Wirtschaftswis­
senschaft verbreiten, nicht zuletzt, 
um die Schuld an der Arbeitslosig­
keit von der praktischen Wirt­
schafts- und Sozialpolitik an die 
Wissenschaft zu überweisen. Aber 
auch innerhalb der Wirtschaftswis­

WIRTSCHAFTSDIENST 1983/11 65



ZEITGESPRÄCH

senschatt werden gegensätzliche 
Auffassungen hinsichtlich) der Dia­
gnose sowie der Therapie der Ar­
beitsmarktprobleme vertreten und 
unterschiedliche Gründe für ein 
Versagen der Wirtschaftswissen­
schaft hervorgehoben.

Danach schließt das Versagen 
der Wirtschaftswissenschaft ein:

□  falsche Kausalanalysen der Ar­
beitslosigkeit,

□  fehlende oder fehlerhafte Bera­
tung der wirtschaftspolitischen Ak­
teure,

□  falsche Anwendung wirtschafts­
politischer Instrumente.

Gemeint wird mithin eine dreifa­
che Unvollkommenheit der wirt­
schaftswissenschaftlichen Aussa­
gen über die Arbeitslosigkeit: eine 
theoretische, eine institutionenbe­
zogene und eine instrumentelle. 
Darüber hinaus wird auf Fehler bei 
der empirischen Abgrenzung und 
Ermittlung der Arbeitslosenzahlen 
hingewiesen. Die Folge ist, daß Po­
litiker und Bürokraten in der Diskus­
sion über Erfolge oder IVlißerfolge 
der praktischen Wirtschaftspolitik 
„gut dastehen“ , während die Wirt­
schaftswissenschaftler für die Ar­
beitslosigkeit verantwortlich ge­
macht werden.

Gewichtige Einwände

Gegen diese Auffassung sind je­
doch gewichtige Einwände anzu­
melden.

Die theoretischen Aussagen zu 
den Ursachen und Formen der Ar­
beitslosigkeit wurden im Rahmen 
der „Neuen Makroökonomie“ und 
der „Neuen Mikroökonomie“ in den 
vergangenen Jahren (wieder) im 
Rahmen totaler Gleichgewichtssy­
steme einander angenähert'. Da-

' Vgl. H. G e r ( i n : Gegenwartsprobleme 
der Arbeitsmarktpolitik. Ein Überblick, in: 
Staat und Wirtschaft, hrsg. von C. Ch. v. 
W e i z s ä c k e r ,  Schriften des Vereins für 
Socialpolitik, N,F. Band 102, Berlin 1979, S. 
295-317.

66

durch wurde es möglich, kurzfristige 
gesamtwirtschaftliche Gleichge­
wichte bei inflexiblen Löhnen und 
Preisen und gleichzeitig entstehen­
den Mengenrationierungen auf den 
verschiedenen Märkten darzustel­
len. Dabei erscheint unfreiwillige Ar­
beitslosigkeit als Rationierung der 
Arbeitsanbieter

□  bei Überschußnachfrage auf 
den Gütermärkten als „klassische 
Arbeitslosigkeit“ mit Reallöhnen 
oberhalb der Vollbeschäftigungs­
lohnsätze,

□  bei Nachfragemangel auf den 
Gütermärkten, d. h. bei Angebotsra­
tionierung der Unternehmen, als 
„keynesianische Arbeitslosigkeit“ , 
und

□  bei Überschußnachfrage auf 
den Gütermärkten und dem Arbeits­
markt als „zurückgestaute Infla­
tion“ .

Die wirtschaftspolitische Thera­
pie sieht im Fall der „klassischen“ 
Arbeitslosigkeit Reallohnsenkun­
gen (zurückhaltende Lohnpolitik) 
vor, im Fall der „keynesianischen“ 
Arbeitslosigkeit Erhöhungen der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. 
Auf die Institutionen bezogen folgt 
daraus, daß sowohl die Tarifpartei- 
en als auch der Staat beschäfti­
gungspolitische Verantwortung zu 
tragen haben. Da in den westlichen 
Industrieländern aber Veränderun­
gen der Nachfrage auf den Güter­
märkten häufiger und intensiver 
auftreten als Abweichungen der Re­
allohnsätze von den Arbeitsproduk­
tivitäten, erscheint eine staatliche 
Ankurbelung der gesamtwirtschaft­
lichen Nachfrage, flankiert durch die 
Lohnpolitik und andere'InstrUmen- 
tenbereiche, erforderlich.

Auch der Sachverständigenrat 
verschließt sich nicht (mehr) jegli-

 ̂ Jahresgutachten 1982/83 des Sachverstän­
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung. Bonn 1982, in BT- 
Drucksache 9/2118 vom 23. 11.1982.

Cher Art staatlicher Nachfrageim­
pulse, obwohl er vor allem auf die 
Beschäftigungseffekte von Real­
lohnsenkungen, verbesserte Inve­
stitionsbedingungen und die Kon­
solidierung der öffentlichen Haus­
halte vertraut. Danach hat der Staat
  die Aufgabe, wirtschaftliches
Wachstum zu erleichtern, und zwar 
weil die Menschen Wachstum wol­
len. . .“ (JG 1982/83, Tz. 211 )^

Kritische Stimmen
Der Sachverständigenrat stößt 

jedoch auf mindestens zwei Grup­
pen kritischer Stimmen; Die erste 
Gruppe hält zwar am Wachstums­
ziel fest, fordert jedoch andere, in ei­
nem stärkeren Maße strukturpoliti­
sche Maßnahmen®; im Gegensatz 
dazu sieht die zweite Gruppe die Ar­
beitslosigkeit als langfristige Folge 
der spätindustriellen Entwicklung 
nach dem Zweiten Weltkrieg an und 
hält die Wachstums- und Investi­
tionsstrategie für unrealistisch'*.

Die Anhänger der Strukturpolitik 
begründen ihre Forderungen vor al­
lem mit Hinweisen auf ein struktu­
relles Marktversagen, eine erhöhte 
Konzentration der wirtschaftlichen 
Macht und eine unvollkommene 
Voraussicht im Wirtschaftsprozeß. 
Zu den geforderten strukturpoliti­
schen Maßnahmen zählen sie ne­
ben einer kontinuierlichen Struktur­
berichterstattung auch Formen der 
direkten Investitionslenkung, die 
Verschärfung der Mißbrauchsauf­
sicht über marktbeherrschende Un­
ternehmen sowie Möglichkeiten der 
Entflechtung von Großunterneh­
men, den Ausbau der Mitbestim­
mung und Beschränkungen des 
Arbeitsangebotes insbesondere 
durch Arbeitszeitverkürzungen.

 ̂ Vgl. J. W e l s c h :  Gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung, technischer Fortschritt und Be­
schäftigung als Problem der achtziger Jahre, 
in: WSI-fVIitteilungen, 4/1982, S. 205-211.

* Vgl. B. S t r ü m p e l :  Fehlverhalten oder 
Strukturkrise? Zur Stagnation der Beschäfti­
gung und der Investitionen in den westlichen 
Industriegesellschaften, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 57. Jg. (1977), H. 6, S. 284-289.
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Die zweite Gruppe hält es dage- 
g gen für ausgeschlossen, daß die Ar- 
b beitslosigkeit durch einen erhöhten 
£ Sachkapitaleinsatz und ein ver- 
s stärktes Wachstum des Sozialpro- 
d dukts dauerhaft und hinreichend 
g gesenkt werden könne. Nach ihrer 
A Auffassung fehlen Vorschläge da- 
fi für, wie das in den nächsten Jahren 
s steigende Arbeitskräftepotential bei 
k knapper werdenden natürlichen 
F Ressourcen auf die Wandlungen 
d der Bevölkerungsstruktur und der 
K Konsumentenpräferenzen ausge- 
ri richtet werden könnte. Dabei variie- 
r( ren die Vorstellungen zur Gestal- 
ti tung der Eigentums- und Verfü- 
g gungsrechte. Sie reichen von der 
A Aufrechterhaltung der sozialen 
^  Marktwirtschaft mit stärkeren ge- 
w werkschaftlichen und genossen- 
S' schaftlichen Elementen über die 
S Schaffung neuer Lebens- und Ver- 
S' sorgungseinheiten-etwa der soge- 
n nannten „kleinen Netze“ -  bis hin zu 
VI verschiedenen Ausprägungen ei- 
n ner dualen Ökonomie mit zentrali- 
si sierter und dezentralisierter Pro- 
d duktion. Von Phantasielosigkeit der 
V\ Wirtschaftswissenschaftler kann al- 
S( so keine Rede sein. In diesem Sin- 
m ne liegt ein „Versagen“ gewiß nicht 
v( vor.

Haben die Wirtschaftswissen- 
S( schattier aber insofern versagt, als 
sl sie die Durchsetzbarkeit ihrer Vor­
st Stellungen zu wenig geprüft und 
v( verfolgt haben?

Auch diese Frage läßt sich hin- 
si sichtlich des Problems der Arbeits- 
lo losigkeit beantworten. Hierzu wird 
ai auf die theoretischen, institutionel­
le len und instrumenteilen Aussagen

5 • s Vgl. F. B u t t l e r ,  K. G e r l a c h ;  Art. 
A r Artjeilsmarkttheorien. in: HdVJVJ, Nachtrag, 
Sti Stuttgart u. a. 1982, S. 686-696; H. B i e h- 
l e l e r ,  W. B r a n d e s ,  F. B u t t l e r ,  K. 
G G e r l a c h ,  P. L i e p m a n n :  Arbeits- 
m< r»iar)(tstnjkturen und -prozesse. Zur Funk- 
tio tionsweise ausgewählter Arbeitsmärkte, Tü- 
bir bingen1981.

® ’ * Vgl. J. K ü h I: Ein Arbeitsgesamtplan für 
Vo Vollbeschäftigung binnen fünf Jahren -  Erste 
vo vorläufige Überlegungen, in: Staat und Wirl- 
scl Schaft, a. a. 0., S. 319-348.
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über das Arbeitsmarktgeschehen 
zurückgegriffen. Dabei treten mi­
kroökonomische Aspekte in den 
Vordergrund.

Theoretische Erkenntnisse

Ausgehend von der empirischen 
Beobachtung, daß rational handeln­
de Unternehmungen in einer unsi­
cheren Umwelt versuchen, die Ko­
sten der Anpassung an Nachfrage­
änderungen und an Änderungen 
der Angebotsstruktur zu senken, 
sind Veränderungen ihres Arbeits­
nachfrageverhaltens angesichts 
pessimistischer Zukunftserwartun­
gen und zunehmender Transak­
tionskosten der Arbeit (z. B. infolge 
eines erweiterten Kündigungs­
schutzes) nicht überraschend. Die­
ses durchaus zielkonforme Verhal­
ten hat in der Bundesrepublik zu ei­
ner Dreiteilung des Arbeitsmarktes 
In ein betriebliches, berufsfachli­
ches und externes Segment ge- 
führt^

Während das betriebliche Seg­
ment stabile Beschäftigungsver­
hältnisse und Arbeitsplätze auf­
weist und das berufsfachliche Seg­
ment durch instabile Beschäfti­
gungsverhältnisse bei stabilen Ar­
beitsplätzen gekennzeichnet wird, 
ist die Instabilität von Beschäfti­
gungsverhältnissen und Arbeits­
plätzen ein Merkmal des externen 
Segments. Zugleich überwiegen in 
diesem Teilarbeitsmarkt Arbeits­
kräfte mit geringer Qualifikation, 
niedrigem Einkommen und gerin­
gen Aufstiegschancen.

Daher erhöht sich mit zunehmen­
der Dauer der Rezessionsphase die 
strukturelle Dauerarbeitslosigkeit 
und die Instabilität der Beschäfti­
gungsverhältnisse angelernter und 
ungelernter Arbeitskräfte sowie der 
zu den „Problemgruppen“ des Ar­
beitsmarktes zählenden Enwerbs- 
personen. Zugleich wird die Wirk­
samkeit beschäftigungs- und ar­
beitsmarktpolitischer Maßnahmen

eingeschränkt. Darüber hinaus wird 
die soziale Sicherung beeinträch­
tigt, denn die instabile Beschäfti­
gung hat geringere Beitragszahlun­
gen, aber höhere Ausgaben als bei 
Vollbeschäftigung zur Folge. Diese 
Wirkungen verstärken sich mit zu­
nehmender Unternehmenskonzen­
tration, denn besonders die großen 
Unternehmen sind in der Lage, Ar­
beitskräfte zu segmentieren. Da­
durch gerät auch die Bildungspolitik 
in einen erhöhten Problemdruck, 
denn bei wachsender Segmenta­
tion und Dauerarbeitslosigkeit sinkt 
die Bereitschaft der Unternehmen, 
betriebliche Ausbildungsplätze be­
reitzustellen, insbesondere wenn -  
wie zur Zeit in der Bundesrepublik -  
pessimistische Zukunftsenwartun- 
gen mit einem mittelfristig steigen­
den, jedoch langfristig abrupt sin­
kenden Enwerbspersonenpotential 
Zusammentreffen.

Institutionelles Defizit

Obwohl diese Erkenntnisse noch 
nicht sehr lange für den deutschen 
Arbeitsmarkt vorliegen, haben sie 
zum Teil Eingang in die praktische 
Arbeitsmarktpolitik gefunden. Die 
Instrumente des Arbeitsförderungs­
gesetzes sind zwar zum Teil geeig­
net, zur Steigerung der Arbeitskräf­
tequalifikation beizutragen, jedoch 
ist ihr Volumen zu gering und ihr An­
satzpunkt zu eng.

Doch die Durchsetzungsmöglich­
keit höherer finanzieller Anforde­
rungen und neuer Formen arbeits­
marktpolitischer Instrumente ist 
sehr begrenzt, obwohl nach den Be­
rechnungen des Instituts für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung, 
Nürnberg, die Beschäftigungs- und 
Bildungsprogramme für Arbeitslose 
per saldo für die Steuer- und Bei­
tragszahler nicht teurer sind als die 
Arbeitslosigkeit®.

Die Finanzierung und Durchfüh­
rung derartiger Programme wird vor 
allem durch die dezentrale Organi­
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sation der zuständigen Parafisci 
und das Fehlen eines Budgetaus­
gleichs zwischen ihnen erschwert. 
Daher gewinnt die Kooperation aller 
beteiligten arbeitsmarkt- und be­
schäftigungspolitischen Akteure zu­
nehmend an Bedeutung.

Hinzu kommt die Beobachtung, 
daß das auf Wiederwahl gerichtete 
Verhalten der Politiker, die zum Teil 
auf Ressortmacht ausgerichteten 
Verhaltensweisen von Bürokraten, 
die verschiedenen Formen und 
Ebenen der Politikverflechtung so­
wie die Rücksichtnahme der Regie­
rung auf organisierte Wählergrup­
pen die Durchführung von l^^aßnah- 
men der staatlichen Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik erheblich 
beeinträchtigen^.

So wird deutlich, daß ein Defizit 
an institutionellen Regelungen,

nicht jedoch ein Defizit an Vorschlä­
gen und Empfehlungen von Wirt­
schaftswissenschaftlern zum Ab­
bau der Arbeitslosigkeit vorliegt. Die 
Empfehlungen berücksichtigen 
zum Teil auch die Bedingungen der 
politischen Durchsetzbarkeit. Sie 
streben „ausgewogene“ Wirkun­
gen an. Zugleich sehen sie Kombi­
nationen marktorientierter und 
staatlicher Interventionen vor®. 
Auch die Heterogenität der Ziele -  
Wachstum hier, Wertwandel dort -  
versuchen sie bei der Gestaltung 
der Vorschläge zu berücksichtigen.

Dabei werden vor allem drei Ge­
sichtspunkte hervorgehoben:

□  die Gewichtung des Wachs­
tumsziels und die Struktur des 
Wachstums,

□  die Ausrichtung auf die Wand-

'  Vgl. F. 8  c h a r p f : Die Rolle des Staates 
im westlichen Wirtschaftssystem: Zwischen 
Krise und Neuorientierung, in: Staat und Wirt­
schaft, a. a. O., S. 15-44.

® Vgl. J. K l a u s :  Weg aus der Krise: Ge­
staffelte Beschäftigungsstrategie, in: WIRT­
SCHAFTSDIENST, 62. Jg. (1982), H. 12, S. 
593-599; J. K r o m p h a r d t :  Aktuelle sta­
bilitätspolitische Strategien und ihre theoreti­
sche Fundierung, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 62. Jg. (1982), H. 2, S. 77.

lungen der individuellen Präferen­
zen und

□  die Anregung bzw. Verstetigung 
der Nachfrage nach Gütern und Ar­
beitskräften.

Zusammenfassend ist demnach 
festzustellen, daß Arbeitslosigkeit 
nicht die Folge eines Versagens der 
Wirtschaftswissenschaft ist. Das 
wird durch die Vielfalt und Akzep­
tanz der theoretischen, institutionei­
len und instrumenteilen Aussagen 
der Wirtschaftswissenschaftler zur 
Erklärung und Verminderung von 
Arbeitslosigkeit hinreichend belegt 
Hingegen zeichnet sich ein Versa­
gen im Bereich der Politik, Bürokra­
tie und Verbände ab. Die Organisa­
tion der politischen Entscheidungs­
prozesse ist mit institutionellen Ei­
gengewichten, Zeitverzögerungen 
und Verflechtungen verknüpft, so 
daß die von wirtschaftswissen­
schaftlichen Beratern empfohlenen 
Maßnahmen zum Teil nicht, zu spät 
oder zu schwach durchgeführt wer­
den.

Michael Wagner

Konkurrierende Theorien und praktische Optionen

Die Massenarbeitslosigkeit im 
OEGD-Raum ruft der wirt­

schaftspolitischen Öffentlichkeit er­
neut ins Bewußtsein, daß die Öko­
nomie als Wissenschaft nicht im­
standeist, unumstrittene Instrumen­
te der Politikberatung bereitzustel­
len. Der wichtigste Grund dafür ist in 
der theoretischen Zersplitterung 
des ökonomischen Modelldenkens 
zu suchen. Die Wirtschaftswissen­
schaftler verfügen weder über eine 
umfassende konzeptionelle Aus­
gangsbasis noch über eine einheitli­
che methodische Verfahrensweise. 
Gegen diese offenkundige Vielfalt

analytischer Ansätze ist aus einer 
innerwissenschaftlichen Perspekti­
ve grundsätzlich auch nichts einzu­
wenden; nur den ratsuchenden 
Wirtschaftspolitiker läßt ein solcher 
Pluralismus unbefriedigt. Was soll 
denn unter dem Blickwinkel techno­
kratischer Gestaltungsabsichten ei­
ne Disziplin taugen, die ihre höchste 
Auszeichnung, den Nobelpreis, im 
Abstand weniger Jahre an zwei ih­
rer Vertreter, Milton Friedman und 
James Tobin, vergibt, die aus ihren 
wissenschaftlichen Arbeiten gera­
dezu gegensätzliche Politikempfeh­
lungen ableiten?

Diese Sachlage ist nicht neu. 
Auch während der großen Depres­
sion der Zwischenkriegsjahre wa­
ren sich führende Ökonomen kei­
neswegs einig. Die wissenschaft­
lich kontroverse Natur vieler Emp­
fehlungen hat jedoch nicht jeden 
von Ökonomen eingebrachten Vor­
schlag wertlos gemacht. Vielmehr 
zeigte sich, daß mancher wirt­
schaftswissenschaftliche For­
schungsansatz über einen für die 
praktische Politik erfolgverspre­
chenden Zugang zum Arbeitslosen­
problem verfügt. So bot die von 
Keynes abgeleitete „englische“
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Schule, die vorerst nur aus einigen 
wenigen Cambridge-Ökonomen 
bestand, offensichtlich besser ver­
wertbare Politikhinweise an als die 
„österreichische“ Schule, die auch 
heute noch mit F. A. Hayek einen 
vielbeachteten Repräsentanten 
stellt.

Weltanschauliche
Grundpositionen

Doch Wirtschaftspolitiker orien­
tieren sich nicht nur an dem Ge­
sichtspunkt praktischer Verwertbar­
keit, wenn sie zwischen konkurrie­
renden wissenschaftlichen Rat­
schlägen auswählen. Denn weltan­
schauliche Grundpositionen 
schränken das Gesichtsfeld politi­
scher Entscheidungsträger häufig 
schon vorweg auf einen engen Aus­
schnitt wirtschaftspolitischer Emp­
fehlungen ein. Dies bekommen 
heute insbesondere jene Ökono­
men zu spüren, die aufgrund ihrer 
Analysen den Schluß ziehen, daß 
Massenarbeitslosigkeit keineswegs 
eine unabwendbare Folgeerschei­
nung wirtschaftlicher Anpassungs­
vorgänge darstellt. Solche Vertreter 
einer aktiven Arbeitsmarkt- und Be­
schäftigungspolitik müssen damit 
rechnen, bei vielen Wirtschaftspoli­
tikern auf Ablehnung zu stoßen, die 
um so schroffer vorgetragen wird, je 
stärker sie von Vorurteilen über 
„freiheitsbedrohende Wirtschafts­
eingriffe“, „effizienzhemmende So­
zialunterstützungen“ und „überzo­
gene Entgeltansprüche“ getragen 
ist.

In Großbritannien hat diese ent­
schlossene Zurückweisung aktiver 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs­
politik seit dem Amtsantritt der Re­
gierung Thatcher extreme Formen 
angenommen. Die Premierministe­
rin und der harte Kern der monetari- 
stischen Kabinettsmitglieder legten 
sich auf die Position fest, die Regie­
rung könne und wolle keine Verant­
wortung für die sozialen und priva­
ten Kosten von Arbeitslosigkeit
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übernehmen. Es gelte bloß, mit ri­
gorosen Bestimmungen und mit 
verschärften Kontrollen jeden Miß­
brauch des staatlichen Sozialsy­
stems zu unterbinden. So verhin­
derte selbst der damalige Arbeits­
minister Prior nicht, daß das Budget 
der nationalen Arbeitsverwaltung 
(Manpower Services Commission) 
im Juni 1979 um ein Drittel gekürzt 
wurde; es kam zu Beschneidungen 
des Kurzarbeitsgeldes, zu Ein­
schränkungen der Sonderprogram­
me für Langzeitarbeitslose und zu 
einer Verringerung des Mitarbeiter­
stabes der Arbeitsvenwaltung. Die­
sen Kurs führte die Regierung That­
cher in den letzten drei Jahren ent­
schlossen weiter: Die Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe wurden gesenkt, 
das Arbeitslosengeld der Besteue­
rung unterworfen und die staatli­
chen Unterstützungen zur Einglie­
derung Jugendlicher abgebaut'.

Theorie des „New View“

Diese Maßnahmen traf das briti­
sche Kabinett keineswegs ohne 
wirtschaftswissenschaftliche Bera­
tung. Sie bezog sich auf zahlreiche 
Studien, in denen britische und US- 
amerikanische Ökonomen im Rah­
men neoklassischer Modelle nach- 
weisen, daß das Niveau der Arbeits­
losigkeit hauptsächlich vom Ver­
hältnis zwischen Arbeitslohn und 
Arbeitslosenunterstützung (der so­
genannten „Ersatzquote“ ) abhän- 
ge. So führte Martin Feldstein (Har­
vardökonom, Direktor des einfluß­
reichen National Bureau of Eco­
nomic Research und seit einiger 
Zeit wirtschaftlicher Chefberater 
von Präsident Reagan) das Anstei­
gen der britischen Arbeitslosigkeit 
vor allem auf die Anhebung der Er-

' Zur Fiskalpolitik vgl. Michael W a g n e r :  
Angebotsorientierte Fiskalpolitik, in: Wirt­
schaft und Gesellschaft 7 (1981), S. 249-287. 
Für eine Dokumentation arbeitsmarktpoliti­
scher Maßnahmen siehe die von der Gruppe 
Politikinformation am Internationalen Institut 
für Management und Veraialtung herausge­
gebene „Internationale Chronik zur Arbeits­
marktpolitik“ .

satzquote zurück. Sogar die Mas­
senarbeitslosigkeit der dreißiger 
Jahre ließ sich in Zeitreihenanaly­
sen aus der relativen Zunahme der 
Arbeitslosenunterstützung ableiten. 
Daraus folgerten Wirtschaftswis­
senschaftler und Politiker gleicher­
maßen: Arbeitslosigkeit kann am 
besten durch die Senkung der 
Transferzahlungen an Arbeitslose 
bekämpft werden. Dauerhafte so­
ziale Nachteile würden den Betrof­
fenen daraus nicht erwachsen, 
denn bekanntlich weise das Ar­
beitslosenregistereinen hohen Um­
satz auf. Auch diese Behauptung 
entspringt nicht bloß dem Wunsch­
denken neokonservativer Politiker. 
Sie bildet vielmehr den Kern einer 
wirtschaftswissenschaftlichen Ar­
beitsmarkttheorie, die unter dem Ti­
tel „New View“ seit Anfang der sieb­
ziger Jahre vielbeachtete Studien 
vorgelegt hat.

Die Bereitschaft des Kabinetts 
Thatcher, seinen arbeitsmarktpoliti­
schen Sachentscheidungen eine 
bestimmte wirtschaftswissen­
schaftliche Position zugrundezule­
gen, hat nicht gerade zu einer Be­
stätigung des „New View“ geführt. 
Weder bewirkte die drastische Sen­
kung der Ersatzquote eine Abnah­
me der Arbeitslosigkeit, noch konn­
te eine massive Verarmung der Ar­
beitslosenfamilien vermieden wer­
den^.

Der „New View“ ist nicht nur als 
arbeitsmarktpolitische Strategie ge­
scheitert. Auch innerhalb der wirt­
schaftswissenschaftlichen Arbeits­
markttheorie hat sich Widerspruch 
geregt. Denn ein genaues Studium 
des britischen und amerikanischen 
Arbeitslosenregisters zeigt, daß 
sich zwar die übenwiegende Mehr­
zahl der Arbeitslosen nur wenige 
Wochen im Arbeitslosenregister be-

 ̂ Vgl. ausführlicher Michael W a g n e r :  
Massenarbeitslosigkeit bei niedrigem Wirt­
schaftswachstum. Die Erfahnjngen Großbri­
tanniens, in: Journal für Sozialforschung 21 
(1981), 8. 5-36.
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findet, ein Großteil der Arbeitslo­
sentage pro Jahr jedoch von einem 
kleinen Teil der Arbeitslosen verur­
sacht wird. Auf diesen Personen­
kreis muß sich daher eine auf Ver­
ringerung der Arbeitslosigkeit aus­
gerichtete wissenschaftliche Analy­
se beziehen®.

Die nähere Untersuchung dieser 
Personengruppen hat zwei wichtige 
Resultate ergeben: Erstens, die 
Länge von Episoden der Arbeitslo­
sigkeit steigt nicht mit der Höhe der 
Ersatzquote. Zweitens, die Wieder­
beschäftigungschancen eines Ar­
beitslosen sinken mit der Dauer sei­
ner Arbeitslosigkeit rasch ab.

Angemessene Strategie

Beide Befunde unterstützen jene 
Strategien, die von der durch 
schwedische Vorbilder inspirierten 
österreichischen Arbeitsmarktpoli­
tik seit f^itte der siebziger Jahre ein­
geschlagen wurden. Die Arbeits­
marktverwaltung setzt ihre fVlittel 
dazu ein, den Zugang von Perso­
nen zum Arbeitslosenregister zu 
verhindern, und zwar insbesondere 
dann, wenn eine erhöhte Gefahr 
von Langzeitarbeitsiosigkeit be­
steht. Dazu dienen IJberbrückungs- 
maßnahmen, wie Umschulungen, 
Lohnzuschüsse und Kapitalkosten­
unterstützungen, die trotz ihres 
temporären Charakters das Risiko 
von Arbeitslosigkeit und damit die 
zu erwartenden Folgekosten sen­
ken. Wenn aber eine Person den­
noch in Arbeitslosigkeit gerät, soll 
sichergestellt werden, daß ihre fi­
nanziellen IVlittel ausreichen, um die 
Integration In die gewohnten Sozial­
beziehungen aufrechterhalten zu 
können. Dadurch kann das Absin­
ken der Wiederbeschäftigungs­
chancen zumindest gebremst wer­
den“ .

Unter einer arbeitsmarkttheoreti­
schen Perspektive, die der Hetero­
genität der Arbeitskräfte und den ty­
pischen Rekrutierungsverfahren 
von Unternehmen Rechnung trägt, 
erscheint diese institutioneile Praxis 
der österreichischen Arbeitsmarkt­
politik als strategisch angemessen: 
Denn die Umverteilung der Lasten 
gesamtwirtschaftlicher Arbeitslo­
sigkeit zählt zu den zentralen Auf­
gaben der Arbeitsmarktpolitik. Das 
gilt sowohl unter sozial-humanitä­
ren als auch unter interventionstak­
tischen Gesichtspunkten: Die indivi­
duellen und sozialen Kosten pro Ar­
beitslosentag variieren deutlich zwi­
schen den verschiedenen Perso­
nengruppen. So lastet auf nur 10 % 
aller arbeitslosen Personen rund 
ein Drittel aller Arbeitslosentage. 
Dafür erhalten die Betroffenen recht 
unterschiedliche Transfers; die bes­
ser entschädigten Personengrup­
pen beziehen fast das Doppelte der 
Durchschnittsleistung. Deshalb gilt 
es, bei einer gegebenen Summe 
von Arbeitslosentagen eine für die 
Gesamtwohlfahrt günstigere Vertei­
lung dieser Arbeitslosigkeit unter 
den Erwerbstätigen zu erreichen.

Allerdings nimmt die österreichi­
sche Arbeitsmarktpolitik kein passi­
ves Verhältnis zum gesamtwirt­
schaftlichen Niveau der Arbeitslo­
sigkeit ein. Sie versteht sich viel­
mehr auch als Instrument einer um­
fassenden Beschäftigungssiche­
rung, die davon ausgeht, daß ein ra­
sches Anwachsen des Arbeitslo­
senregisters den Bundeshaushalt 
stärker belastet als arbeitsplatzsi­
chernde Zusatzausgaben. Die 
österreichische Wirtschaftspolitik 
nimmt jene finanzwissenschaftli­
chen Studien ernst, die selbst im 
Rahmen einfacher Modelle demon­
strieren, warum die Schere zwi-

 ̂ Vgl. exemplarisch Kim C l a r k ,  Laurence 
S u m m e r s ;  Labor Market Dynamics and 
Unemployment; A Reconsideration, in; Broo­
kings Papers on Economic Activity, 1979, S. 
13-72.
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‘  Vgl. Bundesministerium für Soziale Verwal­
tung; Programmbudget der Arbeitsmarktver­
waltung, Wien 1981.

* Vgl. WIFO-Monatsberichte 53 (1982), S. 
137-142 und S. 115 f.

sehen öffentlichen Ausgaben und 
Einnahmen nicht durch beschäfti­
gungsdämpfende Ausgabenkür­
zungen geschlossen werden kann. 
So zeigten die Modellrechnungen 
zu den beiden beschäftigungspoliti­
schen Sonderprogrammen des ver­
gangenen Jahres, daß durch sie, 
selbst bei ausschließlicher Berück­
sichtigung von Erstrundeneffekten, 
kaum budgetäre Nettobelastungen 
für den österreichischen Staats­
haushalt entstehen: Die durch Ar­
beitsplatzsicherung vermiedenen 
Aufwendungen der Arbeitslosen­
versicherung und die Abwendung 
der durch Beschäftigungsrückgän­
ge bewirkten Steuerausfälle halten 
den Zusatzausgaben fast die Waa- 
ge^

Arbeitszeitverkürzungen

Diese Kombination von arbeits­
marktpolitischen Instrumenten, die 
direkt auf der einzelwirtschaftlichen 
Ebene auf eine „Strukturverbesse­
rung des Arbeitslosenregisters" ab­
zielen, mit beschäftigungspoliti­
scher Makrosteuerung durch ex­
pansive Haushaltsführung hat die 
österreichische Wirtschaftspolitik 
stets durch ein drittes Instrument er­
gänzt: die systematische Verkür­
zung der Arbeitszeit. Auch hier steht 
die Verteilungsfrage im Vorder­
grund. Es geht darum, die auch un­
ter ungünstigen weltwirtschaftli­
chen Bedingungen gesicherten Ar­
beitsplätze unter den Arbeitswilli­
gen angemessen aufzuteilen. Dies 
läßt sich durch eine gezielte Arbeits­
zeitverkürzung erreichen, wie die 
Verkürzung der gesetzlichen Ar­
beitszeit von 45 auf 40 Wochen­
stunden während der siebziger Jah­
re zeigte. So hat sich der öster­
reichische Sozialminister Dallinger 
(der gleichzeitig den Vorsitz der 
größten österreichischen Einzelge­
werkschaft einnimmt) auf die Ein­
führung einer 35-Stunden-Woche 
festgelegt. Die dabei erzielbare Ar­
beitsmarktentlastung wird die öster-
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reicHchische Arbeitslosenrate wäh- 
rendnd der achtziger Jahre um einige 
Prozozentpunkte senken®.

Di Die Frage der Arbeitszeitverkür- 
zunang behandeln österreichische 
Wirt:irtschaftspoiitiker deshalb so of- 
fensnsiv, weil sie von der Überlegung 
ausgsgehen, daß die unter dem 
Schl;hlagwort „Lohnausgleich“ disku- 
tierterte Problematik nicht mit jener der 
Arbebeitszeitverkürzung starr ver- 
knüpüpft werden soll. Die Bestimmung 
der :r „optimalen“ Höhe von Tarif- 
lohnhnforderungen muß sich auch 
wähährend der Phasen einer etappen- 
weisisen Verkürzung der gesetzli­
cheren Wochenarbeitszeit weiterhin 
an 0 den bewährten Leitlinien orien- 
tiereren, also insbesondere die bin- 
nemnwirtschaftiiche Nachfragesiche­
rungig und die außenwirtschaftlichen 
Preieiseffekte berücksichtigen. Gera­
de ! in diesem einkommenspoliti- 
schthen Bereich fühlen sich Regie-

® Vgl'gl. Josef C f i r i s t l ,  Karl P i c h e l ­
m a n n  n ; Arbeitszeitverkürzung (Manu­
skript pt), Institut für Höhere Studien, Wien 1982.

 ̂ Für ur die wesentlich vorsichtigere Haltung in 
der t Bundesrepublik Deutschland vgl. Fritz 
S c h: h a r p f : Optionen der Arbeitsmarktpoli­
tik in in den achtziger Jahren, in: Aktive Arbeits- 
marklrktpolitik, Frankfurt 1982, S. 13-28.

rung, Gewerkschaften und Unter­
nehmerverband ihrer eigenen Stra­
tegien in Österreich wesentlich si­
cherer als in anderen Staaten. Denn 
die Einkommenspolitik dient in 
Österreich seit der Nachkriegszeit 
als Instrument der Stabilisierungs- 
politik^.

Austro-Keynesianismus

öbwohl es nach langer histori­
scher Tradition zum Selbstbild der 
österreichischen Wirtschaftspoliti­
ker gehört, sich zu einer Konzeption 
des pragmatischen „Durchwur­
steins“ zu bekennen, verfolgt die 
Bundesregierung schon seit Ende 
der sechziger Jahre eine feste Stra­
tegie, die sich nicht nur praktisch 
bewährt hat, sondern auch wirt­
schaftswissenschaftlich gut fundiert 
ist. Es hat sich in Österreich jenes 
theoretische Denkmodell durchge­
setzt, das in den letzten Jahren mit 
dem Begriff „Austro-Keynesianis­
mus“ umschrieben wird. Dessen 
wichtigste Merkmale in bezug auf 
die Abwehr von Massenarbeitslo­
sigkeit sind: Die Inflation wird vor al­
lem durch eine Hartwährungspolitik

kontrolliert, während das gesamt­
wirtschaftliche Nachfrageniveau in 
erster Linie durch die Einkommens­
politik (die sich an einer prognosti­
zierten Inflationsrate orientieren 
kann) bestimmt wird. Da jedoch je­
de Makrosteuerung wesentliche 
Defizite aufweist, kommen der öf­
fentlichen Hand zwei Aufgaben zu: 
erstens kurzfristige Einzelinterven­
tionen vorzunehmen und zweitens 
schrittweise die langfristigen Rah­
menbedingungen zu verbessern. 
Beides ist im letzten Jahrzehnt ge­
glückt, und zwar nicht zuletzt des­
halb, weil sich die österreichische 
Regierung nicht gescheut hat, auf 
die in Marktwirtschaften stets sicht­
baren Interessenkonflikte macht­
voller wirtschaftspolitischer Akteure 
explizit einzugehen. Das gilt insbe­
sondere für die Beschäftigungspoli­
tik, die auch aus theoretischer Per­
spektive stets als Verteilungspolitik 
verstanden werden muß®.

* Vgl. Herbert O s t l e l t n e r :  Zu den 
Grundlagen der wirtschaftspolitischen Posi­
tionen der Sozialistischen Partei Österreichs, 
in: Hanns A b e l e  u, a. (Hrsg.): Handbuch 
der österreichischen Wirtschaftspolitik, Wien 
1982, S. 133-142.
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NEUERSCHEINUNG

Henry Krägenau

INTERNATIONALE DIREKTINVESTITIONEN
- Ergänzungsband 1982 -

Mit diesem Band liegt die 3. Ergänzung zu dem Buch „Internationale Direktinve­
stitionen“ vor, das vom HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg erst­
mals 1975 veröflentlicht wurde. Der statistische Materialband erlaßt die Direktin­
vestitionen aus 14 wichtigen Industrieländern (USA, Kanada, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien/Luxemburg, Niederlande, Großbritan­
nien, Dänemark, Irland, Schweiz, Schweden, Japan) sowie die, die in diesen 
Ländern zu verzeichnen sind. Neben der Fortschreibung von Reihen -  in der Re­
gel bis 1970/80 -  sind wiederum auch ältere Daten aufgenommen worden, um 
die Arbeit auch für denjenigen gut verwendbar zu machen, der die vorausgegan­
genen Bände nicht besitzt. Erstmals wurden für einzelne Länder auch Daten zur 
Auslandsproduktion und zu Produktionen ausländischer Unternehmen im Anla­
geland aufgenommen.

DIN A4, 376 Seiten, 1982, brosch. DM 5 4 ,- ISBN 3-87895-226-0
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